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Dringliche Schriftliche Anfrage
von Ursula Uttinger (FDP)

und 43 Mitunterzeichnenden

Mehrere Medien vermuten, dass die USA auch aus dem Zürcher Konsulat Abhöranlagen be­
trieben haben. Dabei ist anzunehmen, dass sie vor allem an Informationen über den Finanz­
platz interessiert waren. Daneben wäre es naiv anzunehmen, dass andere Staaten nicht ähnli­
che Nachrichtenbeschaffung betreiben würden.
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In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Wie hoch schätzt der Stadtrat das Risiko ein, dass auch die Telefone und die elektronische
Korrespondenz von natürlichen und juristischen Personen sowie Behörden in der Stadt Zü­
rich abgehört worden sind oder werden?

2. Ist es möglich, mit technischen Stör-Installationen das Abfangen von Daten zu unterbinden
oder zumindest zu erschweren? Wenn ja, was wird in der Stadt Zürich diesbezüglich unter­
nommen?

3. Ist sichergestellt, dass keinerlei Daten von der Stadtpolizei Zürich an ausländische Ge­
heimdienste weitergeleitet werden - auch nicht über die Nachrichtendienste des Bundes?

4. Welchen Schaden sieht der Stadtrat für den Finanzplatz Zürich wegen der möglichen Abhö­
rung durch die NSA?

5. Welche Konsequenzen zieht der Stadtrat aus der NSA-Affäre?

6. Was rät der Stadtrat den Einwohnerinnen und Einwohnern, die sich vor Fremdzugriffen
schützen möchten? Ist im Rahmen von e-Zurich angedacht die Sicherheitsfrage mit Unter­
nehmen oder Privatpersonen zu diskutieren?
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